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Bausteine für Datenschutzerklärungen  
gem. Art. 13 und 14 DSGVO 
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1. Hinweise zur Anwendbarkeit der Informationspflichten  
aus Art. 13 und 14 DSGVO 
Transparenz ist ein Grundsatz des Datenschutzes. In der Umsetzung ist es das Ziel des Gesetzes, 
sicherzustellen, dass die betroffenen Personen über die Verarbeitungen ihrer personenbezogenen  
Daten informiert sind. 
 
Diese Transparenz hat aber auch Grenzen, die zum Tragen kommen, wenn durch die Information das 
Ziel der Verarbeitung gefährdet wird oder Rechte Dritter verletzt werden. 
 
Diese Grenzen sind z. B. in Art. 14 (5) lit. b) DSGVO oder in § 29 und § 33 BDSG gesetzlich verankert. 
Für die Verarbeitungen im Zusammenhang mit Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung 
und Gewalt gilt daher, dass der Verantwortliche alle potenziell betroffenen Personen in geeigneter Weise 
allgemein darüber informieren sollte, dass diese Verarbeitungen ggf. erfolgen können, aber von gezielter 
Information von betroffenen Personen absehen darf bzw. sollte, wenn einer der genannten Ausnahme-
tatbestände vorliegen sollte. 
 
Die betroffenen Personen sind also nach § 29 BDSG, alternativ nach § 33 BDSG, NICHT zu informieren: 
 
§ 29 BDSG Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall von 
Geheimhaltungspflichten 
 
(1) 1Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 14 Absatz 1 bis 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 
genannten Ausnahmen nicht, soweit durch ihre Erfüllung Informationen offenbart würden, die ihrem 
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Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim 
gehalten werden müssen. […] 
 
§ 33 BDSG Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen 
Person erhoben wurden. 
 
(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 14 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 und der 
in § 29 Absatz 1 Satz 1 genannten Ausnahme nicht, wenn die Erteilung der Information 

1. […]. 
2. im Fall einer nichtöffentlichen Stelle 

a) die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher Ansprüche beeinträchtigen 
würde oder die Verarbeitung Daten aus zivilrechtlichen Verträgen beinhaltet und der Verhütung 
von Schäden durch Straftaten dient, sofern nicht das berechtigte Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung überwiegt, oder […] 

 
Es wurde diskutiert, dass es nach Abschluss der Aufklärungstätigkeiten eine Information, z. B. an eine*n 
möglichen Verursacher*in sexualisierter Belästigung oder Gewalt geben müsste, da bei „Haltlosigkeit des 
Verdachts“ die Information des*der Betroffenen der Zielsetzung der Verarbeitung ja nicht mehr 
entgegenstünde. Hier empfehlen wir die Auffassung, dass mit Abschluss der Verarbeitung ohne weitere 
Veranlassung die Daten wegen Zweckwegfall umgehend zu löschen sind und damit auch nicht mehr über 
eine Verarbeitung informiert werden muss. Rein praktisch ist dies Resultat der Erfahrung, dass selbst bei 
nachgewiesener Unschuld trotzdem das Ansehen der Person geschädigt wird bzw. das Vertrauen der 
Person in ihre Umgebung beeinträchtigt werden kann, eine sinnvolle Vorgehensweise. Daher kommen 
wir in der Abwägung der Schäden, die eine nachträgliche Information der Betroffenen anrichten kann, zu 
dem Ergebnis, dass hier eine Information nicht erfolgen darf. 
 
In der Umsetzung bedeutet dies, dass in die allgemeinen Datenschutzerklärungen für Mitglieder, 
Trainer*innen, Gruppenleiter*innen, Funktionär*innen, Teilnehmende an Veranstaltungen usw. 
entsprechende Informationspassagen aufgenommen werden sollten: 
 

2. Bausteine für Datenschutzerklärungen 
Um den Umfang der Datenschutzerklärungen nicht unnötig aufzublähen, wird hier über die 
Verarbeitungen (jeweils einzeln dargestellt in den „MUSTER-VA-Dokumenten“) zusammenfassend 
informiert. 
 
Die Formulierungen sollten je nach Kontext sinnvoll angepasst werden. 
 
2.1 Beschreibung und Zweck 
 
Wir verarbeiten Ihre Daten zur Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung 
und Gewalt. Hierzu gehören die Erhebung und Speicherung von Verdachtsmeldungen, die Verwaltung 
von Verpflichtungen, Qualifikationen und Ergebnissen der Einsichtnahmen in Führungszeugnisse durch 
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Ansprechpersonen im Themenfeld Schutz vor Gewalt oder andere hierfür zuständige Personen, die 
Veröffentlichung und ggf. die Offenlegung von Daten gegenüber öffentlichen Stellen. 
 
2.2 Datenkategorien und Kategorien betroffener Personen 
 
Die Verarbeitung kann jede Person betreffen, die im Rahmen der Maßnahmendurchführung in 
Erscheinung treten kann. 
Dabei werden Daten zur Identifizierung und Kontaktdaten, ggf. Daten zum persönlichen Umfeld,  
ggf. zu Verhalten und Aufenthalt, Meldungen, Beobachtungen und alle relevanten Umstände einer 
Verdachtsmeldung, ggf. inklusive Gesundheitsdaten, erhoben, gespeichert und genutzt.  
 
2.3 Rechtsgrundlagen 
 
Diese Verarbeitungen erfolgen auf Grundlage des berechtigten Interesses, der gesellschaftlichen 
Verantwortung bzw. satzungsgemäßen Aufgaben des Vereins und Verbandes, dem Schutz der Jugend 
direkt oder indirekt gerecht zu werden (Art. 6 (1) lit. f) DSGVO). Die Verarbeitung der Daten zu 
Führungszeugnissen erfolgt aus gesetzlicher Verpflichtung auf Grundlage des Art. 6 (1) lit. c) DSGVO  
in Verbindung mit den Vorgaben aus §72 a SGB VIII.  
 
Die Verarbeitung von besonderen personenbezogenen Daten erfolgt auf Grundlage einer Einwilligung 
der betroffenen Person Art. 6 (1) lit. a) DSGVO bzw. ggf. Art. 9 (1) DSGVO. 
 
2.4 Rechte 
 
Sie haben als betroffene Person das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Einschränkung, Widerspruch, 
Widerruf und Löschung, soweit die in den Art. 15 bis 20 DSGVO genannten Voraussetzungen erfüllt sind 
und es keine entgegenstehenden Gründe aus den § 34 Abs. 1 BDSG i. V. m. § 29 Abs. 1 Satz 2 BDSG 
gibt. 
 
2.5 Dauer der Verarbeitung 
 
Die Daten werden so lange verarbeitet, wie es für den jeweiligen Zweck erforderlich ist. Daten aus 
Verdachtsmomenten werden gelöscht, sobald der Vorgang abgeschlossen ist. Soweit möglich, sollten 
hier die Angaben präzisiert werden. 


